
Vorabentscheidungsersuchen des Landesgerichts Feldkirch 
(Österreich) eingereicht am 24. Oktober 2012 — Armin 
Maletic, Marianne Maletic gegen lastminute.com GmbH 

und TUI Österreich GmbH 

(Rechtssache C-478/12) 

(2013/C 26/40) 

Verfahrenssprache: Deutsch 

Vorlegendes Gericht 

Landesgericht Feldkirch 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Kläger: Armin Maletic, Marianne Maletic 

Beklagte: lastminute.com GmbH, TUI Österreich GmbH 

Vorlagefrage 

Ist Art. 16 Abs. 1 der Verordnung (EG) Nr. 44/2001 des Rates 
vom 22. Dezember 2000 (EuGVVO) über die gerichtliche Zu­
ständigkeit und die Anerkennung und Vollstreckung von Ent­
scheidungen in Zivil- und Handelssachen ( 1 ) über die Begrün­
dung der Zuständigkeit vor dem Gericht des Ortes, an dem der 
Verbraucher seinen Wohnsitz hat, dahin auszulegen, dass dann, 
wenn der andere Partner (hier Reisevermittler mit Sitz im Aus­
land) sich eines Vertragspartners (hier Reiseveranstalter mit Sitz 
im Inland) bedient, für Klagen, mit denen beide in Anspruch 
genommen werden, Art. 16 Abs. 1 EuGVVO auch auf den 
Vertragspartner im Inland Anwendung findet? 

( 1 ) ABl. 2001, L 12, S. 1 

Vorabentscheidungsersuchen des Hoge Raad der Nederlan­
den (Niederlande), eingereicht am 25. Oktober 2012 — 
Minister van Financiën, andere Verfahrensbeteiligte: X BV 

(Rechtssache C-480/12) 

(2013/C 26/41) 

Verfahrenssprache: Niederländisch 

Vorlegendes Gericht 

Hoge Raad der Nederlanden 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Kassationsbeschwerdeführer: Minister van Financiën 

Kassationsbeschwerdegegnerin: X BV 

Vorlagefragen 

1. a) Sind die Art. 203 und 204 des Zollkodex ( 1 ) in Ver­
bindung mit Art. 859 (insbesondere Nr. 2 Buchst. c) 
der Durchführungsvorschriften ( 2 ) zum Zollkodex dahin 
auszulegen, dass das (bloße) Überschreiten der gemäß 

Art. 356 Abs. 1 der Durchführungsvorschriften zum 
Zollkodex festgelegten Versandfrist nicht zu einer Zoll­
schuld wegen Entziehens aus der zollamtlichen Über­
wachung im Sinne von Art. 203 des Zollkodex führt, 
sondern zu einer Zollschuld nach Art. 204 des Zoll­
kodex? 

b) Ist für eine Bejahung der Frage 1. a) erforderlich, dass die 
Betroffenen den Zollbehörden gegenüber Angaben zu 
den Gründen der Fristüberschreitung machen oder ihnen 
gegenüber wenigstens erklären, wo sich die Waren in 
dem Zeitraum zwischen dem gemäß Art. 356 [der 
Durchführungsvorschriften] zum Zollkodex festgelegten 
Fristende und dem Zeitpunkt der tatsächlichen Gestel­
lung bei der Bestimmungszollstelle befunden haben? 

2. Ist die Sechste Richtlinie ( 3 ), insbesondere ihr Art. 7, dahin 
auszulegen, dass Mehrwertsteuer geschuldet wird, wenn eine 
Zollschuld ausschließlich nach Art. 204 des Zollkodex ent­
steht? 

( 1 ) Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 des Rates vom 12. Oktober 1992 
zur Festlegung des Zollkodex der Gemeinschaften (ABl. L 302, S. 1). 

( 2 ) Verordnung (EWG) Nr. 2454/93 der Kommission vom 2. Juli 1993 
mit Durchführungsvorschriften zu der Verordnung (EWG) Nr. 
2913/92 des Rates zur Festlegung des Zollkodex der Gemeinschaften 
(ABl. L 253, S. 1). 

( 3 ) Sechste Richtlinie 77/388/EWG des Rates vom 17. Mai 1977 zur 
Harmonisierung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über die 
Umsatzsteuern — Gemeinsames Mehrwertsteuersystem: einheitliche 
steuerpflichtige Bemessungsgrundlage (ABl. L 145, S. 1). 

Vorabentscheidungsersuchen des Verfassungsgerichtshof 
(Belgien), eingereicht am 29. Oktober 2012 — Pelckmans 

Turnhout NV/Walter Van Gastel Balen NV u. a. 

(Rechtssache C-483/12) 

(2013/C 26/42) 

Verfahrenssprache: Niederländisch 

Vorlegendes Gericht 

Verfassungsgerichtshof 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Klägerin: Pelckmans Turnhout NV 

Beklagte: Walter Van Gastel Balen NV, Walter Van Gastel NV, 
Walter Van Gastel Lifestyle NV, Walter Van Gastel Schoten NV
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Vorlagefrage 

Ist der in Art. 6 Abs. 3 des Vertrags über die Europäische Union 
und in den Art. 20 und 21 der Charta der Grundrechte der 
Europäischen Union in Verbindung mit den Art. 15 und 16 
dieser Charta und den Art. 34 bis 36, 56 und 57 des Vertrags 
über die Arbeitsweise der Europäischen Union verankerte 
Gleichheitsgrundsatz dahin auszulegen, dass er einer Regelung 
wie der in den Art. 8, 9, 16 und 17 des Gesetzes vom 10. 
November 2006 über die Öffnungszeiten in Handel, Handwerk 
und im Dienstleistungsbereich verankerten entgegensteht, weil 
die darin enthaltene Verpflichtung zur Einhaltung eines wö­
chentlichen Ruhetags 

i) weder für in Bahnhöfen oder in Niederlassungseinheiten 
öffentlicher Verkehrsgesellschaften ansässige Gewerbetrei­
bende noch für Verkäufe in Flughäfen und Hafengebieten, 
die dem internationalen Reiseverkehr dienen, und auch nicht 
für Verkäufe an Tankstellen oder Niederlassungseinheiten 
auf dem Autobahngelände, wohl aber für an anderen Orten 
ansässige Gewerbetreibende gilt, 

ii) nicht für Gewerbetreibende, die Produkte wie Zeitungen, 
Zeitschriften, Tabak und Rauchartikel, Telefonkarten und 
Produkte der Nationallotterie, Träger von audiovisuellen 
Werken und Videospiele sowie Eiscreme verkaufen, wohl 
aber für Gewerbetreibende gilt, die andere Produkte anbie­
ten, 

iii) nur für den Einzelhandel, also Unternehmen, die sich mit 
ihren Verkäufen an Verbraucher richten, nicht aber für an­
dere Gewerbetreibende gilt, 

iv) zumindest für Gewerbetreibende, die ihre Tätigkeit mittels 
einer physischen Verkaufsstelle mit unmittelbarem Kontakt 
zum Verbraucher ausüben, eine erheblich größere Einschrän­
kung mit sich bringt als für Gewerbetreibende, die ihre 
Tätigkeit über einen Onlinehandel oder gegebenenfalls 
über andere Formen des Fernabsatzes ausüben? 

Vorabentscheidungsersuchen des Rechtbank 's-Gravenhage 
(Niederlande), eingereicht am 31. Oktober 2012 — 
Georgetown University/Octrooicentrum Nederland, 

handelnd unter dem Namen NL Octrooicentrum 

(Rechtssache C-484/12) 

(2013/C 26/43) 

Verfahrenssprache: Niederländisch 

Vorlegendes Gericht 

Rechtbank 's-Gravenhage 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Klägerin: Georgetown University 

Beklagte: Octrooicentrum Nederland, handelnd unter dem Na­
men NL Octrooicentrum 

Vorlagefragen 

1. Steht die Verordnung Nr. 469/2009 ( 1 ) des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 6. Mai 2009 über das er­
gänzende Schutzzertifikat für Arzneimittel, insbesondere ihr 
Art. 3 Buchst. c, dem entgegen, dass, wenn ein gültiges 
Grundpatent mehrere Erzeugnisse schützt, dem Inhaber 
des Grundpatents für jedes der geschützten Erzeugnisse ein 
Zertifikat erteilt wird? 

2. Sofern die erste Frage zu bejahen ist: Wie ist Art. 3 Buchst. c 
der Verordnung Nr. 469/2009 in dem Fall auszulegen, dass 
ein gültiges Grundpatent mehrere Erzeugnisse schützt und 
zum Zeitpunkt der Anmeldung eines Zertifikats für eines 
der durch das Grundpatent geschützten Erzeugnisse (A) 
zwar noch keine Zertifikate für andere durch dasselbe 
Grundpatent geschützte Erzeugnisse (B, C) erteilt worden 
waren, auf diese Anmeldungen für die Erzeugnisse (B, C) 
hin jedoch Zertifikate erteilt worden sind, bevor über die 
Anmeldung eines Zertifikats für das erstgenannte Erzeugnis 
(A) entschieden ist? 

3. Ist es für die Beantwortung der vorstehenden Frage von 
Bedeutung, ob die Anmeldung für eines der durch das 
Grundpatent geschützten Erzeugnisse (A) am selben Tag 
wie die Anmeldungen anderer durch dasselbe Grundpatent 
geschützter Erzeugnisse (B, C) eingereicht worden ist? 

4. Sofern die erste Frage zu bejahen ist: Kann ein Zertifikat für 
ein durch ein gültiges Grundpatent geschütztes Erzeugnis 
erteilt werden, wenn bereits zuvor für ein anderes durch 
dasselbe Grundpatent geschütztes Erzeugnis ein Zertifikat 
erteilt worden ist, der Anmelder aber auf das erstgenannte 
Zertifikat verzichtet, um auf der Grundlage desselben 
Grundpatents ein neues Zertifikat erhalten zu können? 

5. Sofern es für die Beantwortung der vorstehenden Frage er­
heblich ist, ob der Verzicht rückwirkende Kraft hat: Richtet 
sich die Frage der Rückwirkung eines Verzichts nach Art. 14 
Buchst. b der Verordnung Nr. 469/2009 oder nach dem 
nationalen Recht? Sofern sich die Frage der Rückwirkung 
eines Verzichts nach Art. 14 Buchst. b der Verordnung 
Nr. 469/2009 richtet: Ist diese Bestimmung dahin auszule­
gen, dass ein Verzicht rückwirkende Kraft hat? 

( 1 ) ABl. L 152, S. 1. 

Vorabentscheidungsersuchen des College van Beroep voor 
het Bedrijfsleven (Niederlande), eingereicht am 31. Oktober 
2012 — Gesellschaft T. van Oosterom en A. van 
Oosterom-Boelhouwer/Staatssecretaris van Economische 

Zaken, Landbouw en Innovatie 

(Rechtssache C-485/12) 

(2013/C 26/44) 

Verfahrenssprache: Niederländisch 

Vorlegendes Gericht 

College van Beroep voor het Bedrijfsleven
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